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Gute Arbeit. Gute Löhne. Gute Tarife.

Es reicht schon längst!
Mehr Sonntage in Brandenburg?! - Nicht mit uns!

Auf Betreiben des Ministerpräsidenten Dietmar Woidke (SPD) plant das LINKE-geführte Arbeitsministe-
rium unter Diana Golze eine Änderung des Brandenburgischen Ladenöffnungsgesetzes. Die Ände-
rung sieht eine Ausweitung von Sonntagsarbeit vor. Wir, die Gewerkschaft ver.di, sind strikt dagegen.

Brandenburg hat bereits jetzt das zweitliberalste Ladenöffnungsgesetz der Bundesrepublik und das 
liberalste für Flächenländer. Bereits jetzt sind bis zu sechs mögliche Sonntagsöffnungen aus besonde-
rem Grund möglich.

In der Vergangenheit wurden diese Öffnungsmöglichkeiten durch die Städte und Kommunen In der Vergangenheit wurden diese Öffnungsmöglichkeiten durch die Städte und Kommunen sehr aus-
ufernd und zum Teil in rechtswidriger Weise genutzt. Vereinzelt wurden von den Städten und Gemein-
den Verordnungen mit insgesamt mehr als 20 Sonntagsöffnungen verabschiedet.

Die Kreativität der Kommunen kennt kaum Grenzen... Als besondere Gründe wurden und werden dafür 
„Feste“ und andere Veranstaltungen erfunden, wie zum Beispiel ein Frühlingsmarkt im Einkaufszentrum, 
das Hasenfest, Tannenbaumverbrennen mit der Feuerwehr,  eine Antikmeile uvm. Diese Praxis wurde 
durch Urteil des Oberlandesgerichts Berlin-Brandenburg gestoppt. 

Mit dem Entwurf für einen novelliertes Brandenburgisches Ladenöffnungsgesetz soll Mit dem Entwurf für einen novelliertes Brandenburgisches Ladenöffnungsgesetz soll jetzt erlaubt werden, 
was zuvor durch das Gericht gestoppt wurde? Eine absolute Verschlimmbesserung!

Ganz klar: Hier stehen die unternehmerischen Interessen an Umsatz im Vordergrund. Das Interesse an 
Freizeit, Erholung, Zeit mit Familie, Freunden, in Vereinen oder im Ehrenamt spielen keine Rolle. Die ca.
80.000 Beschäftigten in Brandenburger Einzelhandel müssen (wieder einmal) hinten anstehen. Die-
ser Kniefall vor den Händlern ist ein Skandal!

Eine Neuregelung wird noch mehr für Unsicherheit bei den betroffenen Städten, Gemeinden und Händ-
lern führen. Denn wir sehen uns jetzt mehr denn je gezwungen, die lern führen. Denn wir sehen uns jetzt mehr denn je gezwungen, die Verordnungen und die 
genannten „Feste“ auf ihre Rechtmäßigkeit hin prüfen zu lassen. 

ver.di steht zu ihren Positionen!
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